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ANZEIGE

Widerstand gegen «Billigstprinzip»
Der Bundwill die Kosten bei denMedikamenten eindämmen.Die Branche sieht die Versorgungssicherheit inGefahr.

Maja Briner

FiebersenkendeSirupe fürKin-
der, Grippemedikamente für
Erwachsene: Solche Produkte
sinddiesenWinter starkgefragt
– und nicht immer erhältlich.
Die Liste der Lieferengpässe
wächst. «Der Medikamenten-
mangel spitzt sich weiter zu»,
sagt Martina Tschan, Spreche-
rin des Apothekerverbands
Pharmasuisse. Die Liefereng-
pässebeträfeneineVielzahl von
Arzneimitteln, rezeptpflichtige
sowie frei erhältliche, darunter
auchGrippemedikamente.

Die Schweiz ist nicht allein
mit diesem Problem. Doch sie
sei geradedaran, es noch zu ver-
schärfen, warnen Kritiker. Hin-
tergrund ist eine geplante Ver-
ordnungsrevision, mit welcher
der Bund die steigenden Ge-
sundheitskosten angehen will.
Im Visier: die Arzneimittel. Die
Vorlage schwäche die Versor-
gungssicherheit, sagt die Phar-
mabranche – und nicht nur sie.

Medikamente machen
zwar nur rund 12 Prozent der
Gesundheitskosten aus. Doch
da sich diese inzwischen auf

über 80 Milliarden belaufen,
geht es um eine stattliche
Summe.Der Bundesrat schlägt
eine Reihe von Verordnungs-
änderungen vor, um die Kos-
ten zu senken. Im Fokus ste-
hen insbesondere Generika
und sogenannte Biosimilars,
also Nachahmerprodukte für
biologische Therapien. Gene-
rika seien immer noch rund
doppelt so teuer wie im Aus-
land, hält der Bundesrat fest.

WennderMarkt zuwenig
attraktiv ist
DieRevision,dieervergangenes
Jahr vorschlug, stösst indes auf
heftige Kritik. Die Ärzteverbin-
dung FMH schrieb in der Ver-
nehmlassung: «Die geplante
Tiefpreispolitik führt zu Ein-
schränkungen in der Behand-
lungsvielfalt und Therapiefrei-
heit undwirkt sich zuLastender
Patienten aus.» Der Spitalver-
band H+ warnte, die Vorlage
könnezu«versorgungs- undge-
sundheitspolitischen Proble-
men» führen. Die Pharmaver-
bände Interpharma und VIPS
lehnen die Änderungen ent-
schieden ab.

«DieVorlage setzt ausschliess-
lich aufs Billigstprinzip», kriti-
siert Marcel Plattner. Er ist
CEO der Gebro Pharma und
Präsident der Vereinigung
Pharmafirmen in der Schweiz
(VIPS).DieRahmenbedingun-
gen würden dadurch ver-
schlechtert. «Wohin das führt,
siehtman inDeutschland:Dort
gibt esnochmehrEngpässeals
in der Schweiz. Beispielsweise
fehlt seit Monaten Ibuprofen-
Sirup für Kinder.»Mitschuldig
anderSituation inDeutschland
seidasFestpreissystem, sagt er.
Und während Deutschland
langsamwiederdavonabrücke,
«will der Bund es nun in der
Schweiz durch die Hintertür
einführen.»

Die Versorgung mit Medi-
kamentenwerde durch die Vor-
lage gefährdet, sagt Plattner. Er
nennt zwei Effekte, die zum
Zug kämen:Hersteller könnten
aus finanziellen Gründen ge-
zwungen sein, darauf zu ver-
zichten, die Zulassung für ein
Produkt in der Schweiz zu be-
antragen. Oder ein Produkt ist
zwar zugelassen, aber nicht er-
hältlich –, weil angesichts einer

weltweiten Knappheit andere,
attraktivere Märkte zuerst be-
liefert werden.

DerBundweist
Vorwurf zurück
«Die Reform wird dazu führen,
dasswenigerProduktevonweni-
ger Anbietern auf dem Markt
sind», sagtPlattner. Zudemwer-
de Innovationverhindert. «Wenn
beispielsweise ein starkes
Schmerzmittel, das bei der Ein-
nahmeNebenwirkungenauslöst,
nur einmal am Tag statt viermal
eingenommen werden muss,
profitiert der Patient.» Künftig
würdederHersteller fürdasPro-
duktmit einemdeutlichenMehr-
wert fürdenPatientenkeinenhö-
heren Preis mehr erhalten – und
die Innovation sich nicht mehr
rechnen, warnt Plattner.

Bei kassenpflichtigenMedi-
kamenten setzt der Bund die
Höchstpreise fest. Eine geplan-
te Änderung, die besonders auf
Widerstandstösst: Ist bereits ein
Generikumauf demMarkt, soll
auf den Auslandpreisvergleich
verzichtet werden. Die Wirt-
schaftlichkeit soll anhand des
Generikums beurteilt werden.
DasBundesamt fürGesundheit
(BAG)argumentiert, es sei nicht
sachgerecht, dassPräparatemit
bekanntemWirkstoff teurer sei-
en als Generika. Kritiker sehen
darin eineEinführungdesRefe-
renzpreissystems –wasdasPar-
lament letztes Jahr abgelehnt
hatte. «Das ist eine klare Miss-
achtung des politischen Wil-
lens», sagt Plattner. Ein Vor-
wurf, dendasBAGzurückweist.

Die Gefahr, dass zu tiefe
Preise die Versorgungssicher-
heit schwächen könnten, ist
nicht ausderLuft gegriffen.Der
deutsche Gesundheitsminister
Karl Lauterbach wies kürzlich
die Kassen deswegen an, höhe-
rePreise fürKinderarzneimittel
zu bezahlen.

Doch die Preise in der
Schweiz sind deutlich höher.

Geht die geplante Revision tat-
sächlich soweit, dass siedieVer-
sorgungssicherheit gefährdet?
«Diese Befürchtungen sind un-
begründet», hältBAG-Sprecher
JonasMontani fest.Mit derVor-
lage würden vor allem Einspa-
rungen im patentabgelaufenen
Bereich erzielt. «Bei den Mass-
nahmen wurde auf die Versor-
gungssicherheit geachtet», ver-
sichert er.

Allesnur
Angstmacherei?
Der Krankenkassendachver-
band Santésuisse widerspricht
ebenfalls: Die vorgeschlagenen
Verordnungsänderungenbeträ-
fen primär teurere Arzneimittel
und hätten mit der aktuellen
Diskussion rund um Liefereng-
pässe beiMedikamentenwenig
zu tun. Santésuisse sieht viel-
mehr Vorteile für die Prämien-
zahler: «Von tieferen Medika-
mentenpreisen profitieren alle
direkt», erklärt ein Sprecher.
«Es ist bedauerlich, dass einige
Akteure mit der Angst spielen,
zumal die Gesundheitskosten
erneut stark steigenwerden.»

AuchBAG-SprecherMonta-
ni hält fest, angesichts des Prä-
mienanstiegs und der «über-
durchschnittlich ansteigenden
Arzneimittelkosten» auf inzwi-
schenüber8MilliardenFranken
pro Jahr seienMassnahmen zur
Kostendämpfungwichtig.

Welche Schlüsse die Politik
ausdenkontroversenRückmel-
dungenzieht, ist nochoffen.Das
BAGüberprüftdieMassnahmen
derzeit aufmöglicheAnpassun-
gen,Anhörungen imParlament
und Gespräche mit Akteuren
sollen folgen.Obwohl es sichum
eineVerordnungsänderunghan-
delt, diederBundesrat verfügen
kann, beschäftigt sich auch die
nationalrätliche Gesundheits-
kommission mit der Vorlage.
DerBundesrat soll imLaufedes
Jahres über die Massnahmen
entscheiden.
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